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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Europäische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Welt- 
raumforschung 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Harm, Dr. Zim- 
m.er und Genossen , 

— Drucksache 2291 — 


Die Kleine Anfrage beantworte idi im Einvernehmen mit den 
Herren Bundesministern des Innern, der Finanzen, der Justiz 
und für Verkehr wie folgt: 

Zu 1. 

Die Bundesregierung ist grundsätzlich an einer europäischen 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Weltraumforschung in- 
teressiert. Sie hat daher an der Konferenz zur Bildung einer 
vorbereitenden Kommission, die in Genf vom 28. November 
bis 1. Dezember stattfand, teilgenommen und prüft zur Zeit, 
ob sie das dort ausgehandelte Abkommen unterzeichnen kann. 
An diesem Abkommen sind noch folgende Länder beteiligt: 
Großbritannien, Frankreich, Italien, die Schweiz, die Nieder- 
lande, Belgien, Spanien, Schweden, Norwegen und Dänemark. 
Die vorbereitende Kommission hat die Aufgabe, eine euro- 
päische Konvention zum Zwecke der Zusammenarbeit auf dem 
Gebiete der Weltraumforschung vorzubereiten. 

Die Bundesregierung befürwortet grundsätzlich auch eine Be- 
teiligung des Europarates an einer zukünftigen europäischen 
Weltraumorganisation. Sie wird diese Ansicht auch im Minister- 
Komitee vertreten. Es wird geprüft, welche Form einer solchen 
Beteiligung zu geben ist, um sicherzustellen, daß dadurch die 
Arbeit der zukünftigen europäischen Weltraumorganisation 
gefördert wird. 
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Im übrigen ist die Bundesregierung der Auffassung, daß zwi- 
schen der zu gründenden Europäischen Organisation und den 
Vereinigten Staaten von Amerika eine enge Zusammenarbeit 
hergestelit werden sollte. 

Zu 2. 

Die Bundesregierung verfolgt schon seit längerer Zeit die 
Entwicklung der Rechtsprobleme, die sich aus dem Vordringen 
des Menschen in den Raum außerhalb der Atmosphäre er- 
geben, mit großer Aufmerksamkeit. Die Empfehlung Nr. 252 
der Beratenden Versammlung des Europarates enthält wert- 
volle Anregungen, die bei der weiteren Behandlung der Ma- 
terie berücksiditigt werden sollten. Der deutsche Ministerbe- 
auftragte ist dementsprechend angewiesen worden, der Em- 
pfehlung zuzustimmen. Gleichzeitig hat er den Auftrag erhalten, 
sich dafür einzusetzen, daß die Fragen des Weitraumrechts 
unter Beteiligung möglichst vieler Staaten behandelt werden. 
Die Bundesregierung wird sich bemühen, die Weiterentwick- 
lung des Weltraumrechts zu fördern. 

in Vertretung 

Carstens 
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